
Rücksicht auf die Höhe der Verurteilung und ohne vor­
herige Sicherheitsleistung des Gläubigers ermöglichen: 
die Vollstreckung aus Versäumnisurteilen, Voll­
streckungsbefehlen sowie den Vorbehaltsurteilen des 
Urkunden- und Wechselprozesses. Die Entscheidungen, 
die hier auf Grund eines formalen summarischen Ver­
fahrens, ohne nähere Sachprüfung, ergehen, sind dessen­
ungeachtet in jeder Höhe, in der sie eine Verurteilung 
aussprechen, vorläufig vollstreckbar zugunsten des 
kapitalistischen Profits, der so umfassend und so schnell 
wie möglich realisiert werden soll. Die rücksichtslose 
Ausnutzung des Instituts der vorläufigen Vollstreckbar­
keit dient dabei zugleich als ökonomisches Druckmittel 
auf die unterlegene Prozeßpartei, um diese einzu­
schüchtern und sie von der Einlegung eines Rechts­
mittels möglichst abzuhalten.12

Zusammenfassend kann man feststellen, daß das In­
stitut der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Urteils nur 
geeignet ist, Unsicherheit unter den davon betroffenen 
Menschen zu verbreiten und Widersprüche zwischen der 
Sach- und Rechtslage13 und den gerichtlichen Zwangs­
maßnahmen hervorzurufen, die das Urteil für zulässig 
erklärt. Eine unter diesen Umständen ergehende 
Zwangsmaßnahme, die später doch wieder aufgehoben 
oder, falls sie bereits endgültig durchgeführt worden 
ist, in anderer Weise rückgängig gemacht werden muß, 
beeinträchtigt die Autorität der Spruchtätigkeit des 
Gerichts. Daran ändert sich auch nichts, wenn man dem 
Schuldner einen Schadensersatzanspruch zubilligt, so­
weit er durch voreilige Zwangsmaßnahmen einen 
Schaden erlitten hat (§ 717 Abs. 2 ZPO). Das ganze In­
stitut der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Urteils 
nach der ZPO spiegelt letztlich nur die Anarchie der 
kapitalistischen Produktionsweise wider, das kapitali­
stische Wolfsgesetz, in dessen Zeichen die wirkliche 
Rechtslage vor dem rücksichtslosen Zugriff des wirt­
schaftlich Stärkeren in den Hintergrund treten muß.14

In dieser Hinsicht genießt das Vorbehaltsurteil im 
Urkunden- und Wechselprozeß bei dem bürgerlichen 
Gesetzgeber noch ein Sonderprivileg. Im Interesse der 
ungehinderten Realisierung des kapitalistischen Profits 
wird hier — weit vor der endgültigen Klärung der 
Rechtslage — nicht nur die Vollstreckungsmöglichkeit 
ohne Sicherheitsleistung des Gläubigers (§ 708 Ziff. 4 
ZPO) eröffnet, sondern noch der letzte bescheidene Rest 
des Vollstreckungsschutzes beseitigt: mit dem west­
deutschen Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollstreckung vom 20. August 1953 (BGBl. IS. 952) 
ist nach der Einfügung des § 813 a Abs. 6 in die ZPO 
eine Aussetzung der Verwertung gepfändeter Sachen in 
Wechselsachen nicht mehr statthaft.15 ,

Die gleiche, von dem Klasseninteresse der Bourgeoisie 
getragene Tendenz der Verselbständigung der Voll­
streckungsinstanz, nur noch stärker und unverhüllter 
ausgeprägt, treffen wir bei der notariellen Urkunde des 
§ 794 Ziff. 5 ZPO an. Der Vergleich zu dem Urkunden­
verfahren drängt sich sofort auf; daß die Urkunden in 
beiden Fällen über einen Anspruch errichtet sind, 
„welcher die Zahlung einer bestimmten Geldsumme 
oder die Leistung einer bestimmten Quantität anderer 
vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenstand 
hat“, ist kein Zufall. In ihrer praktischen Anwendung 
spielt die Unterwerfungsklausel unter kapitalistischen 
Verhältnissen zweifellos im Hypothekenverkehr die 
größte Rolle. Die Hypothek, bei deren Bestellung sich 
der Schuldner der sofortigen Zwangsvollstreckung in 
sein Grundstück unterwirft, dient der bevorzugten 
Sicherung der Kapitalanlage auf dem Boden; die über 
die Hypothekenbestellung aufgenommene Urkunde ist 
vor allen Dingen auf Grund der in ihr enthaltenen 
Unterwerfungsklausel nichts anderes als „ein privile-

12 stein (a. a. O, S. 359) bemäntelt dies mit der Erklärung, die 
vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils trage dazu bei, „die 
unterliegende Prozeßpartei von der Einlegung eines unbe­
gründeten Rechtsmittels abzuhalten, das nur der Verschlep­
pung endgültiger Erledigung des Rechtsstreits dienen soll“.

13 Soweit sie im bürgerlichen Prozeß überhaupt aulgeklärt 
bzw. lestgestellt werden kann.

14 Zum Klassencharakter des kapitalistischen Zwangsvoll­
streckungsrechts im allgemeinen vgl. Das Zivilprozeßrecht der 
Deutschen Demokratischen Republik, Bd. n, S. 396 ff.; Niet- 
hammer/Artzt, Die Neuregelung der Zwangsvollstreckung in 
Westdeutschland, Staat und Recht 1956 S. 211 ff.

15 Das Zivilprozeßrecht der Deutschen Demokratischen
Republik, Bd. n, S. 1 ff.

gierter Expropriationstitel gegenüber dem verschulde­
ten Eigentümer“16 Das ist von großer Bedeutung für die 
Zirkulationsfähigkeit des Grundpfandrechts. Ihr Schutz 
wird vom bürgerlichen Gesetzgeber noch besonders 
durch § 800 ZPO verstärkt. Danach kann sich der 
Schuldner der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein 
Grundstück auch in der Weise unterwerfen, daß die 
Zwangsvollstreckung aus der Urkunde gegen den je­
weiligen Eigentümer zulässig sein soll.17

Wir sehen, wie hier zur maximalen Sicherung der 
Kapitalanlage auf dem Boden der Vollstreckung in das 
Grundstück nicht einmal mehr ein summarisches 
Gerichtsverfahren wie der Urkundenprozeß16 vorgeschal­
tet wird. Die Bedingungen, unter denen das Kapital 
ausgeliehen wird, sind damit der gerichtlichen Kontrolle 
in größtem Ausmaß entzogen. Grundlage der Zwangs­
vollstreckung ist der in der Urkunde dem Schuldner 
diktierte Wille des Geldkapitalisten.

Damit dürfte der sozialökonomische Zusammenhang 
deutlich geworden sein, der die Bedeutung des Rechts­
instituts der Unterwerfung unter die sofortige Zwangs­
vollstreckung in kapitalistischen Verhältnissen kenn­
zeichnet. Er bestätigt die eingangs zitierte Auffassung 
Röhrichts vollauf, dem Pompoes/Ritter zu Unrecht ent­
gegenhalten, daß er die Bedeutung der Unterwerfungs­
klausel für die gesellschaftlichen Verhältnisse des Kapi­
talismus überschätzt habe. Wie die vorläufige Voll­
streckbarkeit des Urteils und das im Urkundenprozeß 
ergehende Vorbehaltsurteil zeigt die Unterwerfungs­
klausel in besonders ausgeprägter Form die bewußte 
Trennung zwischen Prozeßverfahren und Zwangsvoll­
streckung und die darauf basierende Parteiherrschaft 
über die Art und Weise der Durchsetzung privilegierter 
Geldansprüche und damit verbundener Rechte, lehrt sie 
mit aller Eindringlichkeit, in welchem Klasseninteresse 
diese Parteiherrschaft auch im Bereich der Zwangsvoll­
streckung geschaffen worden ist.

II
Nach dem Vorangegangenen bedarf es nur noch weni­

ger Ausführungen darüber, ob solche Institute wie die 
Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung 
unter den Verhältnissen der Arbeiter-und-Bauem- 
Macht noch eine Daseinsberechtigung haben. Diese 
Frage ist zu verneinen. Für den Bereich der Unterwer­
fungsklausel hat bereits C o n r a d  den überzeugenden 
Nachweis geführt, welche geringe praktische Bedeutung 
der Klausel bei uns zukommt1®. Die von Conrad zu­
treffend geschilderten Nachteile und Schwierigkeiten, 
die bei der Zwangsvollstreckung aus vollstreckbaren 
Urkunden auftreten, haben ihren wahren Grund in dem 
tiefgreifenden Wandel der gesellschaftlichen Verhält­
nisse auf dem. Boden der Deutschen Demokratischen 
Republik, der dazu geführt hat, daß viele Rechts­
institute, die wir als von unserem Staat sanktioniert 
heute noch mit uns herumschleppen, im Lauf der Zeit 
mehr und mehr an Bedeutung eingebüßt haben.

Gegenüber diesen gewichtigen Argumenten versagen 
alle Hinweise darauf, daß doch mit einer weiteren An­
wendung der Unterwerfungsklausel heute vor allem die 
Rechte des volkseigenen Kreditinstituts geschützt wür­
den20 oder daß die durch die Klausel ermöglichte be­
schleunigte Zwangsvollstreckung auch dem Vollstrek- 
kungsschuldner zugute komme21. Mit den gleichen Argu­
menten könnte man für die Beibehaltung des unprak­
tisch gewordenen Arrestverfahrens (§§ 916 bis 934 ZPO) 
oder des im ZVG geregelten, ebenfalls weitgehend 
bedeutungslos gewordenen' Verfahrens der Zwangsver-

18 Das Zivilrecht der Deutschen Demokratischen Republik, 
Sachenrecht, Berlin 1956, S. 251.

17 Darin liegt der tiefere ökonomische Sinn dieser Vor­
schrift, den Gregor in seinem Beitrag „Die Unterwerfung 
unter die Zwangsvollstreckung gegen den jeweiligen Eigen­
tümer“ (NJ 1948 S. 222 ff.) völlig übersehen hat.

io vgl. hierzu auch § 592 Satz 2 ZPO.
io Nochmals zur Unterwerfung unter die sofortige Zwangs­

vollstreckung, NJ 1959 S. 531 f.
20 vgl. Pompoes/Ritter, a. a. O. S. 380.
21 vgl. Peter, Für die Beibehaltung der Unterwerfung unter 

die sofortige Zwangsvollstreckung bei notariellen Urkunden, 
NJ 1959 S. 381, der ebenso wie Pompoes/Ritter außerdem — 
gleichfalls zu Unrecht, wie bereits Conrad nachgewiesen hat — 
auf die Möglichkeit der Entlastung des Gerichts hinweist, die 
die weitere Anwendung der Unterwerfungsklausel biete.
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